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Zu übermächtig war seine Angst, alles
zu verlieren, zu gross die Ohnmacht an-
gesichts all der Vorschriften wegen Co-
vid-19. Mitte April fanden Passanten
einen schwer verletzten Mann auf den
Gleisen in einem Bahnhof nahe Zürich.
Der knapp 60-Jährige kam ins Univer-
sitätsspital Zürich (USZ) und überleb-
te seinen Suizidversuch.

«Die Corona-Krise hat starke Aus-
wirkungen auf die Psyche der Men-
schen», sagt Sebastian Euler von der
Klinikleitung der Konsiliarpsychiatrie
und Psychosomatik des USZ. «Die Fol-
gen werden uns noch lange beschäfti-
gen: Betroffene, Therapeuten und die
ganze Gesellschaft.»

Bereits zeigt sich: Mehr Menschen
sind depressiv, mehr hegen Suizidge-
danken, und mancherorts gibt es mehr
Selbsttötungen. So verzeichnet die Kan-
tonspolizei Zürich zwischen Mitte März
und heute gegenüber der Vorjahrespe-
riode eine leichte Zunahme bei den voll-
endeten Suiziden. Besonders tragisch
ist ein Fall, bei dem sich ein Mann das
Leben nahm, nachdem er ein positives
Covid-19-Testresultat erhalten hatte.

In der Prävention wäremehr
möglich gewesen

Auch in der Klinik für Konsiliarpsychia-
trie und Psychosomatik des USZ, in der
Patienten nach Suizidversuchen und
solche mit Suizidgedanken in Behand-
lung sind, stellt Euler subjektiv eine Zu-
nahme von Fällen fest. Eine exakte
Quantifizierung ist noch nicht möglich.
Euler sagt aber: «Bei einer Vielzahl der
Menschen in psychischen Krisen, die
wir aktuell behandeln, besteht ein Zu-
sammenhang mit Corona.» Psychiater
Euler und sein Team haben die Fälle ge-
nauer analysiert. Auslöser einer psychi-
schen Belastung können unterschiedli-
che Aspekte der Corona-Krise sein. Meist
sind es Vereinsamung, Existenzängste,
Ohnmacht gegenüber den Vorschriften
oder auch die Sorge um die Gesundheit.
Tendenziell sind jüngere Menschen we-
niger betroffen.

Zwar waren im Lockdown sämtliche
Anlaufstellen offen und eine telemedi-
zinische Versorgung gewährleistet, doch
Euler bemängelt, dass in der Präven-
tion mehr möglich gewesen wäre. «Auf
allen Hinweisschildern ist angegeben,
die Hände zu waschen, aber nicht, wo
man sich hinwenden könnte, wenn es
einem psychisch nicht gut geht.»

Das sieht auch Wolfram Kawohl so.
Er ist Chefarzt und Leiter der Klinik für

Psychiatrie und Psychosomatik der Psy-
chiatrischen Dienste Aargau (PDAG).
«Auf Suizidgefahr hinweisen und im
Verdachtsfall nachfragen, bringt nie-
manden auf die Idee, sich etwas anzu-
tun», sagt Kawohl. Dies sei noch zu we-
nig bekannt.
Ein Zusammenhang besteht jedoch
zwischen Arbeitslosenzahlen und der

Suizidrate. Jeder fünfte Suizid korre-
liert mit dem Jobverlust. Das hat Psy-
chiater Kawohl erforscht. Er hat dafür
die Daten aus der Finanzkrise von
63 Ländern ausgewertet. Und nun hat
er dieselbe Methode verwendet und
zeigt auf: Die Corona-Krise wird Aus-
wirkungen auf die Suizidalität haben
und zu Suiziden führen.

«Die Folgen könnten weltweit 10’000
zusätzliche Suizide sein», sagt Kawohl.
Er stützt seine Berechnungen auf eine
Prognose der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO). Diese ging Ende
März weltweit von einem Anstieg der
Arbeitslosenquote von 0,7 Prozent we-
gen der Corona-Krise aus.

In der Schweiz ist die Arbeitslosig-
keit von 2,5 Prozent im Februar auf 3,3
Prozent im April gestiegen. Aktuell sind
über 150’000 Menschen auf den Regio-
nalen Arbeitsvermittlungszentren
(RAV) eingeschrieben. «Ob das wie be-
fürchtet zu einer Zunahme bei den Sui-
ziden führt, wird sich zeigen.» Kawohl
sagt: «Ich habe noch nie so sehr gehofft,
mich zu irren.»

Doppelt so viele Menschen
denken täglich an Suizid

Der Psychiater appelliert an die Gesell-
schaft, Arbeitgeber und RAV-Mitarbei-
tende, sensibilisiert zu sein. «Ein Job si-
chert nicht nur die Existenz, sondern
gibt dem Leben auch einen Sinn und
dem Alltag Struktur», sagt er. Und ins-
besondere in der Schweiz würden sich
viele über die Arbeit definieren. «Des-
halb stellt jede Kündigung ein Risiko
dar.» Etwa 1000 Menschen nehmen sich
in der Schweiz jedes Jahr das Leben.
Suizidgedanken und -versuche sind je-
doch deutlich weiter verbreitet. 33’000
Männer und Frauen haben 2017 einen
Suizidversuch unternommen, und bis
zu 260’000 Menschen haben einmal im
Leben versucht, dieses zu beenden. Das
haben Forscher des Gesundheitsobser-
vatoriums Obsan ermittelt.

Covid-19 ist ein unsichtbarer Feind,
der sich auch in unseren Köpfen fest-
setzt. Mit welchen Folgen, das erforscht
Dominique de Quervain, Neurowis-
senschaftler an der Universität Basel.
Antworten von über 10’000 Personen
vom April dieses Jahres hat er in seiner
Untersuchung «Swiss Corona Stress
Study» ausgewertet. Erste Resultate lie-
gen vor und rütteln auf: Doppelt so vie-
le Menschen denken täglich an Suizid,
und die Häufigkeit von schweren de-
pressiven Symptomen hat sich verdrei-
facht. Etwa 20 Prozent der schwer De-
pressiven hatte vor der Corona-Krise
noch keine Symptome.

«Die Symptome sind innerhalb we-
niger Wochen nach dem Lockdown auf-
getreten», sagt de Quervain. «Ob sie
ebenso rasch wieder verschwinden kön-
nen, wissen wir derzeit nicht.» Fest steht:
«Mit den Lockerungen wird die Proble-
matik nicht für alle verschwinden.» Alte
Stressfaktoren kommen gar hinzu.

Die Corona-Krise hinterlässt
Spuren in der Seele

Die Zahl der Menschenmit Depressionen und Suizidgedanken steigt

Stilles Gedenken: Vereinsamung und Existenzängste treiben Menschen
in den Suizid Foto: Getty Images

Die Kantone suchten händerin-
gend nach zusätzlichen Spitalbet-
ten, reaktivierten stillgelegte Spi-
täler, wie etwa in Frauenfeld TG.
Denn als die Pandemie anrollte,
wusste niemand, wie schlimm es
werden würde. Experten gingen
davon aus, dass 4250 Spitalbetten
zur Bewältigung der Pandemie feh-
len würden.

Besonders schlechte Noten er-
hielten Zivilschutz und Armee: Sie
verfügten auf dem Papier zwar
über Spitäler und Sanitätsstellen
– in der Corona-Krise waren diese
Einrichtungen jedoch nicht zu ge-
brauchen.

Tatsächlich stand nicht ein einzi-
ges Reservespital in der Corona-
Krise zur Verfügung. Dabei wären
die sogenannten geschützten Spi-
täler nicht nur bei einer Pandemie,
sondern zum Beispiel auch bei
einer AKW-Havarie nützlich, da
sie meist unterirdisch angelegt
sind.

Warum die Anlagen nicht be-
reitstanden, zeigt ein am Freitag
veröffentlichter Rapport der Eid-
genössischen Finanzkontrolle
(EFK). Der 40-seitige Bericht do-
kumentiert detailliert den Zustand
der 94 geschützten Spitäler, die
theoretisch Platz für 22’500 Patien-

ten bieten. 2,45 Millionen Fran-
ken gibt der Bund für deren Unter-
halt und den Betrieb pro Jahr aus;
wie viel die Kantone beisteuern,
ist unbekannt.

Für Asylbewerber in Bern und
Parkplätze in Basel genutzt

Die EFK kommt zu einem klaren
Urteil: Der Zustand zahlreicher
Anlagen sei «unbefriedigend» und
die Vorbereitung auf den Katast-
rophenfall «unzureichend». In ei-
nigen Kantonen sei zwar theore-
tisch vorgesehen, die Anlagen im
Pandemiefall zu nutzen, «dies ist
jedoch eher die Ausnahme».

Stattdessen werden die unterirdi-
schen Spitäler oft einfach als güns-
tige Lagerfläche zweckentfremdet.
Als die EFK-Inspektoren die An-
lagen besuchten, fanden sie altes
Spitalmaterial und gebrauchte
Röntgen- oder IT-Geräte in den
Räumen vor. Oft wurden sie auch
einfach als Archiv für Akten ge-
nutzt.

Der Kanton Basel-Stadt etwa
hat seine geschützte Abteilung des
Unispitals «in Parkplätze umge-
wandelt», heisst es im Bericht.
Mehrere Kantone würden die An-
lagen zur Unterbringung von Asyl-
suchenden nutzen.

Wie konnte es dazu kommen? Die
Finanzkontrolle macht vor allem
eine schwache Führung auf Stufe
Bund für die Versäumnisse verant-
wortlich. Allein dort sind mit dem
Bundesamt für Gesundheit, dem
Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz (Babs) und der Armee gleich
drei verschiedene Behörden aus
zwei Departementen involviert.
Hinzu kommen fünf Behörden auf
Stufe Kantone.

Besonders die Konkurrenz zwi-
schen Babs und dem Koordinier-
ten Sanitätsdienst bei der Armee
sei nicht hilfreich, lautet die Diag-
nose der EFK. Sie empfiehlt eine

zentrale Anlaufstelle. Zu viele Ak-
teure liessen ausserdem verschie-
dene Projekte versanden. «Zu viel
Zeit und Geld wurde verschwen-
det», lautet das Urteil der EFK.

In einer Stellungnahme hält der
Armeestab gegenüber der EFK
fest, dass er die Unterbringung von
Patienten in unterirdischen Anla-
gen aus medizinischer Sicht für
«unnötig und kontraproduktiv»
hält. Vorab mit den Ergebnissen
des Berichts konfrontiert, ordnete
das VBS inzwischen ein neues
Konzept an, um den Nutzen der
geschützten Spitäler zu überprü-
fen. Cyrill Pinto

Reserve-Spitäler dienen als Parkplatz, Archiv oder Asylunterkunft
Armee und Zivilschutz unterhalten 94 Einrichtungenmit 22’500 Betten – doch als die Pandemie kam, standen sie nicht zur Verfügung

In der Affäre um Professor Fran-
cesco Maisano und die Klinik für
Herzchirurgie am Zürcher Univer-
sitätsspital verlangt Regierungsrä-
tin Natalie Rickli (SVP) nun ver-
tiefte Abklärungen. Sie reagiert da-
mit auf eine Neuentwicklung, wel-
che das Recherchedesk von Tame-
dia gestern publik gemacht hat.

Es geht darum, dass das Uni-
spital den Mann, der die Missstän-
de gemeldet hatte, vor die Tür setz-
te. Der Arzt hatte im Dezember
ein Dokument mit dem Titel
«Whistleblowing» der Spitaldirek-
tion übergeben. Darin dokumen-
tierte er 12 Fälle, bei denen er von
teils schweren Verfehlungen des
Klinikchefs ausging.

Der Whistleblower meldete sei-
ne Befürchtungen auch der Zür-
cher Universität und dem Spital-

rat. Ein externer Untersuchungs-
bericht, den die Spitalleitung in
Auftrag gegeben hatte, bestätigte
dann am 21. April 2020 viele der
Vorwürfe. Die Rede ist von ge-
schönten wissenschaftlichen Pub-
likationen, teils unterschlagenen
Komplikationen bei Eingriffen
oder auch irreführenden Angaben
gegenüber der Heilmittelbehörde
Swissmedic.

Trotzdem sprach die Spitallei-
tung gegen den Hinweisgeber eine
Woche später die Kündigung mit
sofortiger Freistellung aus. Sein
Verhalten und seine Leistung hät-
ten sich seit der Meldung stark ver-
ändert, hiess es in der Begründung.
Und weil die «vollständige und
nicht heilbare Zerrüttung» primär
von ihm verursacht sei, verzichte
man darauf, ihm das rechtliche Ge-
hör zu gewähren.

Diese Vorgehensweise und wei-
tere Aspekte will Rickli nun prüfen
lassen. «Die Gesundheitsdirektion
wird den Spitalrat aufsichtsrecht-
lich verpflichten, die gestern im
‹Tages-Anzeiger› bekannt gewor-
denen neuen Umstände sowie die
generell offenen Fragen ergänzend
abklären zu lassen», sagt die Regie-
rungsrätin. Catherine Boss

Rickli überprüft
Kündigung

Whistleblower wurde
vor die Tür gestellt

Zürcher Gesundheitsdirektorin
Natalie Rickli


